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wurf eines Gesetzes zur Änderung des 
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A. Bericht des Abgeordneten Pohle (Eckernförde): 


I. Allgemeines 

Die oben angeführten Initiativgesetzentwürfe 
wurden dem Bundestagsausschuß für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen nach der ersten Beratung 
im Bundestag am 26. Oktober 1955 — federführend 
— und dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. Um dem Plenum des Bundestages das 
Beratungsergebnis des Ausschusses noch im Jahre 
1955 zur Beschlußfassung zuleiten zu können, 
mußte der Ausschuß notgedrungen auch während 
der Plenarsitzungen tagen, was besonders im Hin- 
blick auf die Einbringung des Haushaltsplans 
1956/57 und dessen Begründung und Debatte in der 
ersten Beratung von den Ausschußmitgliedern all- 
gemein bedauert wird. Versorgungsleistungen, die 
sich aus dem Bundesversorgungsgesetz ergeben, 
kommen in voller Höhe auf den Bundeshaushalt 
zu. Die Gestaltung des Haushaltes, die Auffüllung 
seiner Versorgungspositionen sind von letzter ent- 
scheidender Bedeutung für eine positive Ausgestal- 
tung des Bundesversorgungsgesetzes. Daraus ergibt 
sich das unabdingbare Interesse der Ausschußmit- 
glieder an der Gestaltung des Bundeshaushalts in 
jeder Phase seiner Beratung. 


Da im Plenum des Bundestages bei der ersten 
Beratung der eingebrachten Gesetzentwürfe von 
der Bundesregierung keine Stellungnahme zu den 
Gesetzentwürfen erfolgte, mußte vom Ausschuß die 
Meinung der Bundesregierung erkundet werden. In 
der 56. Sitzung des Ausschusses am Montag, dem 
28. November 1955, gab der Herr Bundesfinanz- 
minister die Erklärung ab, daß er aus grundsätz- 
lichen Erwägungen heraus Bedenken gegen eine 
allgemeine Rentenerhöhung für die Kriegsopfer 
habe. Die allgemeine Teuerung könne seiner Mei- 
nung nach für eine Rentenaufbesserung ohne 
Unterscheidung von Maßnahmen für Härtefälle 
nicht durchschlagend begründet werden, weil diese 
bei dem Großteil der Empfänger von Kriegsopfer- 
renten durch Lohnerhöhungen aufgefangen werden 
konnte. Die Anträge der SPD und des GB/BHE 
würden nach seiner Berechnung einen jährlichen 
Mehraufwand von 907 bzw. 924 Millionen DM er- 
fordern. Eine Realisierung so weitgehender finan- 
zieller Forderungen sei im Rahmen des Bundes- 
haushalts 1956 völlig ausgeschlossen, da er hierfür 
keine Deckungsmöglichkeit sehe. 
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Der Antrag der CDU/CSU, FDP und DP be- 
schränke sich dagegen auf Mehraufwendungen von 
rund 141 Millionen DM jährlich und berücksichtige 
Aufbesserungen insbesondere für die sozial schwäch- 
sten Kreise der Kriegsopfer, die ausschließlich auf 
ihre Renten angewiesen seien. Dieser Antrag sei 
hinsichtlich seines finanziellen Umfangs bei den 
Vorbesprechungen über den Haushalt des Rech- 
nungsjahrs 1956 bereits bekannt gewesen. Man 
habe versucht, eine Lösung zu finden, und nur 
unter großen Schwierigkeiten sei es gelungen, für 
das nächste Haushaltsjahr weitere 140 Millionen DM 
für die Kriegsopferversorgung bereitzustellen. 

Die Antragsteller außerhalb der Koalitions- 
parteien verwiesen demgegenüber darauf, daß 
schon 1950 bei der Schaffung des Bundesversor- 
gungsgesetzes die Versorgungsgebührnisse zu nied- 
rig festgesetzt worden seien und hier ein echter 
Nachholbedarf bestehe. Im übrigen müßten die Er- 
sparnisse, die infolge natürlichen Abganges aus der 
Bundesversorgung zu erwarten sind, bis auf einen 
heute noch nicht erkennbaren Zeitpunkt restlos der 
Kriegsopferversorgung weiterhin zur Ausschöpfung 
zur Verfügung stehen. 

Das Bundesministerium für Arbeit ließ durch 
seinen Staatssekretär erklären, daß das Ministe- 
rium im Hinblick auf die begrenzten finanziellen 
Möglichkeiten zu der Überzeugung gekommen sei, 
zunächst für die Personengruppen Verbesserungen 
zu schaffen, deren Notlage am größten ist. Das Er- 
gebnis der Überlegungen decke sich mit dem von 
der Regierungskoalition vorgelegten Antrag. 

Von der Oppositionsseite wurde betont, daß man 
die Versorgung eines erwerbsunfähigen Schwer- 
beschädigten mit 217 DM monatlich nicht als aus- 
reichend ansehen könne. Im gegenwärtigen Zeit- 
punkt würden die erhöhten Löhne infolge der An- 
rechnungsbestimmungen nach dem BVG, insbeson- 
dere bei den kleineren Einkommen die allgemeine 
Teuerung nicht auffangen. 

Nach dieser grundsätzlichen Aussprache trat der 
Ausschuß in die Einzelberatimg der vorliegenden 
Gesetzentwürfe ein, wobei in den Abstimmungen 
der Entwurf der Koalitionsparteien mit einigen 
Abänderungen, die sich aus der nachfolgenden Dar- 
stellung ergeben, mit Stimmenmehrheit angenom- 
men wurde. 


II. Der Gesetzentwurf im einzelnen 
Zu Artikel I 

Zu Nr. 1 

In § 10 Abs. 5 Satz 2 und in § 28 Satz 1 werden 
jeweils die Worte „mit Zustimmung der Verwal- 
tungsbehörde“ gestrichen, da sich in der Praxis 
durch diese Formulierung bei der Gewährung klei- 
ner Heilmittel eine unnötige Belastung der Ver- 
waltung ergeben hat. Der Beschluß hierzu erfolgte 
einstimmig. 


Zu Nr. 2 

In der Neufassung des § 11 Abs. 1 Satz 1 wird 
praktisch die segensreiche, Lebensfreude spendende 
Arbeit des Versehrtensportes gesetzlich anerkannt. 
Ein dementsprechender Hinweis soll in den er- 
läuternden Verwaltungsvorschriften erfolgen. Ein- 
stimmige Annahme. 

Zu Nr. 3 

In § 25 Abs. 2 wird der Querschnittgelähmte als 
Empfänger einer Pflegezulage gesetzlich mit an- 
gesprochen, ebenso der Beschädigte, dessen Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit wegen Erkrankung an 
Tuberkulose wenigstens 50 v. H. beträgt. Einstim- 
mige Annahme. 

Zu Nr. 4 

Es wird in diesem Zusammenhang auf die Er- 
läuterung zu Nr. 1 verwiesen. 

Zu Nr. 5 

Die Neufassung und Ergänzung des § 30 Abs. 1 
stellt den Niederschlag einer positiven Gemein- 
schaftsarbeit des Ausschusses dar und bezweckt, 
auch seelische Begleiterscheinungen und Schmer- 
zen in ihrer Auswirkung bei der Beurteilung der 
Erwerbsminderung von der gesetzlichen Veranke- 
rung her wirksam werden zu lassen. Der Ausschuß 
ist der Auffassung, daß diese Dinge bisher von der 
Versorgungsverwaltung nicht genügend beachtet 
wurden. Ebenso muß stärker als bisher geprüft und 
berücksichtigt werden, wenn der Beschädigte durch 
die Art der Schädigungsfolgen in seinem vor der 
Schädigung ausgeübten, begonnenen oder ange- 
strebten Beruf besonders betroffen wird. Die bis- 
her in einem solchen Fall leider nur vereinzelt zu- 
sätzlich zuerkannten Erwerbsminderungsgrade, die 
sich ja auch auf die Höhe der Rente auswirken, 
haben sich als nicht ausreichend erwiesen. 

Der Ausschuß hat sich auch gegen die Nachunter- 
suchung von Teilnehmern am 1. Weltkrieg von 
Amts wegen gewandt. Er hat von einer gesetz- 
lichen Festlegung Abstand genommen, nachdem 
das Bundesministerium für Arbeit zugesagt hat, in 
die Verwaltungsvorschriften sinngemäß folgendes 
aufzunehmen: 

Eine ärztliche Nachuntersuchung von Amts 
wegen soll im allgemeinen unterbleiben, wenn 
mit einer wesentlichen Änderung der Schädi- 
gungsfolgen nach ihrer Art und dem bisherigen 
Verlauf nicht mehr zu rechnen ist; das gilt 
z. B. beim glatten Verlust von Gliedmaßen, 
bei Gelenkversteifungen, die seit vielen Jah- 
ren bestehen, beim Verlust der Augen, bei den 
meisten Fällen von Hirn- und Rückenmarks- 
verletzungen. Kriegsbeschädigte des 1. Welt- 
krieges über 60 Jahre sollen von Amts wegen 
nicht mehr nachuntersucht werden. 



Zu Nr. 6 

Die Erhöhung der Ausgleichsrente zu § 32 Abs. 2 
wurde nach Zurücknahme der Anträge der SPD 
und des GB/BHE einstimmig beschlossen. 

In Abs. 3 ist eine gesetzliche Klarstellung inso- 
weit erfolgt, als der Zuschlag der Ausgleichsrente 
für ein Kind, welches sich vor Vollendung des 
achtzehnten bzw. vierundzwanzigsten Lebensjahres 
verheiratet, mit dem Ablauf des Monats der Ver- 
heiratung entfällt. Während nach der bisherigen 
Fassung des Satzes 2 des Abs. 3 der Kinderzuschlag 
zur Ausgleichsrente nach Vollendung des acht- 
zehnten Lebensjahrs nur dann gezahlt werden 
konnte, wenn die Schid- bzw. Berufsausbildung 
bereits vor diesem Zeitpunkt begonnen hatte, wird 
diese Härte durch die vom Ausschuß beschlossene 
Neuformulierung ausgeräumt. 

Zu Nr. 7 

Der Ausschuß war hier einstimmig der Auffas- 
sung, daß bei Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständiger Ar- 
beit drei Zehntel außer Ansatz bleiben sollten, wo- 
durch dann Angehörige dieser Berufssparten vor- 
nehmlich bei geringem Einkommen wenigstens in 
den Genuß einer Teilausgleichsrente gelangen 
können. 

Zu Nr. 8 

In § 41 Abs. 3 wird die volle Ausgleichsrente der 
Witwen von 70 auf 90 DM monatlich erhöht. Dem 
Vorschlag wurde einstimmig zugestimmt, nachdem 
der SPD-Antrag abgelehnt und der GB/BHE-An- 
trag zurückgezogen worden war. 

Zu Nr. 9 

Hier ist in das Bundesversorgungsgesetz ein 
neuer § 41 a eingefügt worden. Es wird auf die 
Stellungnahme des Bundestagsausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen zum Kinder- 
geldergänzungsgesetz verwiesen, bei dem dieser 
Ausschuß mitberatend beteiligt war. Der Schrift- 
liche Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik zum 
Kindergeldergänzungsgesetz — Drucksache 1884 — 
enthält hierzu folgende Bemerkung des Bericht- 
erstatters, Herrn Abgeordneten Winkelheide: 

Die Nrn. 3 und 4 des Entwurfs der Fraktion 
der CDU/CSU und der Bundesregierung sind 
vom Ausschuß auf Empfehlung des Ausschus- 
ses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 
nicht übernommen worden; dieser hat viel- 
mehr dem Ausschuß für Sozialpolitik vorge- 
schlagen, die Frage der Gewährung eines Kin- 
dergeldes an nicht erwerbstätige Witwen bei 
einer Novelle zum BVG zu regeln. Der Aus- 
schuß für Sozialpolitik hat sich dieser Meinung 
angeschlossen. 

Die im Kindergeldergänzungsgesetz ausgekiam- 
merte Regelung hat in der vorliegenden Einfügung 


eines neuen § 41a im Bundes Versorgungsgesetz 
ihren Niederschlag gefunden. Der Ausschuß hält 
diese Regelung für bedeutsam und hat ihr ein- 
stimmig zugestimmt. 

Zu Nr. 10 

Die Neuregelung der Abfindung von Krieger- 
witwen im Falle der Wiederverbeiratung in § 44 

Satz 1 hat nach Zurücknahme der Anträge der 
SPD und des GB/BHE die einstimmige Billigung 
des Ausschusses gefunden. 

Der Ausschuß hat hierbei auch die Frage geprüft, 
ob man einen Anspruch auf Heiratsabfindung auch 
für diejenigen Witwen festlegen soll, die sich vor 
Erlaß des Bundesversorgungsgesetzes am 1. Ok- 
tober 1950 wieder verheiratet haben. Der Ausschuß 
hat sich bei der Schwierigkeit der Lösung dieses 
Problems zu einer derartigen Regelung nicht ent- 
schließen können. 

Zu Nr. 11 

Es wird auf die Erläuterung zu § 32 Abs. 3 
Nr. 2 — Nr. 6 des Gesetzentwurfs — Bezug ge- 
nommen. 

Zu Nr. 12 

Die Änderung des § 47 Abs. 2, die eine Erhöhung 
der vollen Ausgleichsrente für Halb- und Voll- 
waisen beinhaltet, wurde einstimmig nach Ableh- 
nung des weitergehenden SPD-Antrages — Druck- 
sache 1708 — beschlossen. Der GB/BHE-Antrag — 
Drucksache 1808 — wurde von den Antragstellern 
als dadurch erledigt betrachtet. 

Die Änderung in § 47 Abs. 3 wurde bei Stimm- 
enthaltung angenommen. 

Zu Nr. 13 

Die Änderung des § 48 Abs. 3 ergibt sich aus 
der zu § 44 Satz 1 beschlossenen Fassung und 
regelt die Höhe der Heiratsabfindung für Empfän- 
ger von Witwenbeibilfe. 

Zu Nr. 14 

Die Neuregelung der Elternrente in § 51 Abs. 4 
wurde nach Ablehnung der Anträge der SPD und 
des GB/BHE einstimmig beschlossen. 

Zu Nr. 15 

Die Neufassung des § 51 Abs. 1 Buchstabe b stellt 
sicher, daß beim Zusammentreffen einer Beschä- 
digten- und Witwenrente mit einem Anspruch auf 
Elternrente bei Beurteilung der Bedürftigkeit der 
Eltern nur noch die Ausgleicbsrente des Beschä- 
digten bzw, der Witwe als sonstiges Einkommen 
gilt. Die Grundrente wird in diesen Fällen nicht 
mehr in die Einkommensberechnung einbezogen. 



Zu Nr. 16 

Mit der Ergänzung des § 60 Abs. 1 beabsichtigt 
der Ausschuß in den Fällen Härten zu beseitigen, 
in denen der Beschädigte ohne Verschulden daran 
gehindert war, einen höheren Anspruch auf Aus- 
gleichsrente wegen der Minderung seines sonstigen 
Einkommens geltend zu machen. 

Zu Nr. 17 

Das gleiche wie unter Nr. 16 Gesagte gilt in be- 
zug auf die Ergänzung des § 61 Abs. 4 für die 

Hinterbliebenen. 

Zu Artikel H 

Die Übergangsvorschriften regeln, daß die sich 
ergebenden neuen Versorgungsbezüge dann von 
Amts wegen festgestelit werden, wenn ein An- 
spruch auf Ausgleichsrente oder Elternrente bereits 
anerkannt ist. Im übrigen werden neue oder höhere 
Ansprüche auf Ausgleichs- oder Elternrente nur 
auf Antrag festgestellt. 


Der Ausschuß beschloß einstimmig, die Vor- 
schrift des § 41 a rückwirkend vom 1. Januar 1955 
an in Kraft zu setzen, um hinsichtlich des Zeit- 
punktes mit dem Kindergeldergänzungsgesetz 
gleichzuziehen. 

Zu Artikel III 

Mit dieser Vorschrift wird der Bundesminister 
für Arbeit ermächtigt, den Wortlaut des Bundes- 
versorgungsgesetzes in der aus diesem Gesetz sich 
ergebenden Neufassung bekanntzumachen. 

Zu Artikel IV 

Diese Vorschrift regelt die Anwendung des Ge- 
setzes in Berlin. 

Zu Artikel V 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, die 
übrigen in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Ver- 
besserungen in der Kriegsopferversorgung ab 
1. Januar 1956 wirksam werden zu lassen. 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 1708, 1808, 
1811 — mit der Überschrift „Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesversorgungsgesetzes“ in der nach- 
stehenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. Dezember 1955 

Der Ausschuß 

für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 


Petersen 

Vorsitzender 


Pohle (Eckernförde) 

Berichterstatter 



Beschlüsse des 29. Ausschusses 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Änderung von Vorschriften des Bundes- 
versorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 866) unter Berücksichtigung der Ände- 
rungsgesetze vom 19. Januar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 25) und vom 3. November 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 703) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. In § 10 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte 
„mit Zustimmung der Verwaltungs- 
behörde“ gestrichen. 

2. § 11 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Fieilbehandlung umfaßt ärztliche 
und zahnärztliche Behandlung, heilgym- 
nastische und bewegungstherapeutische 
Übungen, wenn sie unter Überwachung 
eines Arztes durchgeführt werden, sowie 
Versorgung mit Arznei- und anderen 
Fieilmitteln und die Ausstattung mit 
Körperersatzstücken, orthopädischen und 
anderen Hilfsmitteln, die erforderlich 
sind, um den Erfolg der Heilbehandlung 
zu sichern oder die Folgen der Schädigung 
zu erleichtern.“ 

3. § 25 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für Kriegsblinde, Ohnhänder, 
Querschnittgelähmte, die eine Pflege- 
zulage beziehen, und sonstige Empfänger 
einer Pflegezulage sowie für Hirnverletzte 
und Beschädigte, deren Minderung der 
Erwerbsfähigkeit wegen Erkrankung an 


Tuberkulose wenigstens 50 v. H, beträgt, 
ist eine wirksame Sonderfürsorge sicher- 
zustellen.“ 

4. In § 28 Satz 1 werden die Worte „mit 
Zustimmung der Verwaltungsbehörde“ 
gestrichen. 

5. § 30 Abs. 1 Satz 1 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist 
nach der körperlichen Beeinträchtigung 
im allgemeinen Erwerbsleben zu beurtei- 
len, dabei sind seelische Begleiterscheinun- 
gen und Schmerzen in ihrer Auswirkung 
zu berücksichtigen. Die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit ist höher zu bewerten, 
wenn der Beschädigte durch die Art der 
Schädigungsfolgen in seinem vor der 
Schädigung ausgeübten, begonnenen oder 
nachweislich angestrebten Beruf besonders 
betroffen wird, es sei denn, daß zumut- 
bare arbeits- und berufsfördernde Maß- 
nahmen im Sinne des § 26 einen Aus- 
gleich bieten.“ 

6. § 32 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 
monatlich bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 

um 50 vom Hundert 62 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 65 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 75 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 93 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 113 Deutsche Mark, 
bei Erwerbs- 
unfähigkeit 140 Deutsche Mark. 

(3) Die Ausgleichsrente erhöht sich für 
die Ehefrau (den Ehemann) und für jedes 
von dem Beschädigten (der Beschädigten) 



unterhaltene Kind bis zur Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres, längstens 
jedoch bis zum Ablauf des Monats, in 
dem es sich verheiratet, um 20 Deutsche 
Mark. Sie kann in gleicher Weise nach 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres 
erhöht werden für ein unverheiratetes 
Kind, das 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbil- 
dung befindet, längstens bis zur Voll- 
endung des vierundzwanzigsten Le- 
bensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres infolge körperlicher oder 
geistiger Gebrechen außerstande ist, 
sidi selbst zu unterhalten, solange die- 
ser Zustand dauert." 

7. In § 33 Abs. 2 wird vor dem letzten Satz 
folgender Satz eingefügt: 

„Von Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstän- 
diger Arbeit bleiben drei Zehntel außer 
Ansatz." 

8. In § 41 Abs. 3 wird die Zahl „70" durch 
die Zahl „90" ersetzt. 

9. Hinter § 41 wird folgender § 41 a ein- 
gefügt: 

4 41 a 

(1) Empfänger von Witwen- (Witwer-) 
rente oder Witwenbeihilfe, die Aus- 
gleichsrente beziehen und drei oder mehr 
Kinder Im Sinne des § 2 Abs. 1 des Kin- 
dergeldgesetzes haben, welche Waisen- 
rente oder Walsenbeihilfe nach diesem 
Gesetz beziehen oder bis zur Altersgrenze 
oder bis zur Verheiratung bezogen haben, 
erhalten für das dritte und jedes weitere 
Kind ein Kindergeld von 25 Deutschen 
Mark, soweit für diese Kinder kein An- 
sprudi besteht auf 

a) Kinderzulage zu Renten aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung oder auf 
Kinderzuschuß zu Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen oder 

b) Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder dem Dritten Abschnitt des Kin- 
dergeldanpassungsgesetzes oder nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes oder 

c) Waisenrente nach den Vorschriften 
über die Entschädigung der Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung oder 


d) Kindergeld nach § 34 a. 

(2) Das Kindergeld wird ferner in den 
Fällen nicht gewährt, in denen der An- 
spruch auf Kindergeld nach § 34 a Abs. 2 
ausgeschlossen ist." 

10. § 44 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle der Wiederverheiratung erhält 
die Witwe an Stelle des Anspruchs auf 
Rente eine Abfindung in Höhe des Sechs- 
unddreißigfachen der monatlichen Grund- 
rente einer erwerbsunfähigen Witwe." 

11. § 45 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die 'Waisenrente kann nach Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres ge- 
währt werden für eine unverheiratete 
Waise, die 

a) sich in der Schul- oder Berufsausbil- 
dung befindet, längstens bis zur Voll- 
endung des vierundzwanzigsten Le- 
bensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres Infolge körperlicher oder 
geistiger GebrecEen außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten, solange die- 
ser Zustand dauert." 

12. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „36" durdi 
die Zahl „45" und die Zahl „60“ 
durdi die Zahl „70“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Zahl „46" durch 
die Zahl „50“ und die Zahl „70" 
durch die Zahl „75" ersetzt. 

13. § 48 Abs, 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Als Abfindung wird das Sechsunddrei- 
ßigfache der monatlichen Grundrente 
einer erwerbsunfähigen Witwe gewährt, 
wenn Witwenbeihilfe in Höhe der vollen 
Rente bezogen worden Ist, sonst zwei 
Drittel dieses Betrages." 

14. § 51 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Als neuer Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Ist das einzige oder das letzte 
Kind oder sind alle Kinder an den 
Folgen einer Schädigung gestorben, 
so erhöhen sich, wenn es günstiger 
ist, die Elternrenten (Absatz 1) und 
die Einkommensgrenzen (Absatz 2) 



bei einem Elternpaar um 50 Deut- 
sche Mark, 

bei einem Elternteil um 35 Deut- 
sche Mark.“ 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 
und der bisherige Absatz 5 wird Ab- 
satz 6. 

15. In § 55 Abs. 1 erhält der Halbsatz unter 
BuÄstabe b folgende Fassung: 

„b) eine Beschädigten- oder Witwen- 
rente mit einem Anspruch auf El- 
ternrente, so gilt für die Beurteilung 
der Bedürftigkeit der Eltern bei 
Beschädigten und Witwen die Aus- 
gleichsrente als sonstiges Einkom- 
men (§51 Abs. 5)." 

16. Dem § 60 Abs. 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

„Beruht der höhere Anspruch auf einer 
Minderung des sonstigen Einkommens, 
so beginnt die höhere Rente abweichend 
von Satz 1 mit dem Monat, in dem die 
Voraussetzung erfüllt ist, wenn der An- 
spruch binnen sechs Monaten nach Ein- 
tritt der Minderung des Einkommens 
angemeldet worden ist.“ 

17. In § 61 Abs. 4 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt: 

„Beruht der höhere Anspruch auf einer 
Minderung des sonstigen Einkommens, 
so beginnt die höhere Rente abweichend 
von Satz 1 mit dem Monat, in dem die 
Voraussetzung erfüllt ist, wenn der An- 
spruch binnen sechs Monaten nach Ein- 
tritt der Minderung des Einkommens 
angemeldet worden ist.“ 

Artikel 2 
Übergangsvorschriften 

1 . Soweit ein Anspruch auf Ausgleichsrente 
oder Elternrente anerkannt ist, werden 
die sich aus Artikel 1 Nr. 6, 7, 8, 12 und 
14 ergebenden neuen Versorgungsbezüge 
von Amts wegen festgestellt. 

2. Neue Ansprüche auf Ausgleichsrente oder 
Elternrente, die sich aus Artikel 1 Nr. 7, 
12, 14 und 15 sowie neue oder höhere 


Ansprüche, die sich aus Artikel 1 Nr. 5, 
6 und 11 ergeben, werden nur auf An- 
trag festgestellt. Wird der Antrag binnen 
sechs Monaten nach Verkündung dieses 
Gesetzes gestellt, so beginnt die Aus- 
gleichsrente oder Elternrente oder die 
höhere Rente mit dem 1. Januar 1956, 
frühestens aber mit dem Monat, in dem 
die Voraussetzungen erfüllt sind. 

3. Das Kindergeld nach Artikel 1 Nr. 9 
wird auch für die zurüchliegende Zeit, in 
der die Voraussetzungen erfüllt waren, 
frühestens jedoch vom 1. Januar 1955 an 
gewährt. Soweit bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Waisenrente oder Waisenbeihilfe 
für drei oder mehr Kinder bezogen wird, 
wird das Kindergeld von Amts wegen, 
im übrigen nur auf Antrag festgestellt. 
Wird der Antrag binnen sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
stellt, so gilt hinsichtlich des Beginns des 
Kindergeldes Satz 1. 

4. Die Nr. 1 bis 3 gelten entsprechend, 
wenn die Versorgung als Kannleistung 
oder im Wege des Härteausgleichs ge- 
währt wird. 

Artikel 3 

Bekanntmachung des Wortlautes des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, das Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 
in der sich aus diesem Gesetz ergebenden Fas- 
sung unter neuem Datum bekanntzumachen 
und hierbei Unstimmigkeiten in der Para- 
graphenfolge und im Wortlaut zu beseitigen. 

Artikel 4 

Anwendung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in 
Kraft. 



